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Merkblatt zur persönlichen Haftung des GmbH - Geschäftsführers 
 
 

Die persönliche Haftung des GmbH-Geschäftsführers setzt grundsätzlich ein Eigenverschulden 
von diesem voraus. 
 
Er haftet grundsätzlich nicht für ein Verschulden von Mitarbeitern der GmbH im Sinn von 
Erfüllungsgehilfen, denn die Mitarbeiter sind Erfüllungsgehilfen der Gesellschaft.  
 
Zu den Obliegenheiten (Pflichten) des Geschäftsführers gehören aber auch Organisations- und 
Überwachungspflichten. Ist die schuldhafte Verletzung einer solchen Überwachungspflicht 
kausal für einen zumindest fahrlässig von einem Mitarbeiter herbei geführten Schaden (in einem 
der im Folgenden unten angeführten Bereiche, z.B. § 25 GmbH-Gesetz, § 9 BAO) löst das eine 
Eigenhaftung des Geschäftsführers aus. Er haftet also nicht für das Fehlverhalten des 
Mitarbeiters, sondern für die schuldhafte Verletzung von Überwachungs- und 
Organisationspflichten. Auch ein Auswahlverschulden (mangelnde Sorgfalt bei der Auswahl des 
Mitarbeiters) kann in Frage kommen. 
 
Zu unterscheiden ist zwischen der Haftung des Geschäftsführers gegenüber der Gesellschaft 
(„Innenhaftung“) und der Haftung gegenüber Dritten („Außenhaftung“). 
 
1. Innenhaftung 

 
Die Innenhaftung ist in § 25 GmbHG geregelt, wobei die Absätze 1 bis 2 die grundsätzlichen 
Haftungsregelungen enthalten. 

(1) Die Geschäftsführer sind der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, bei ihrer 
Geschäftsführung die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes anzuwenden. 

(1a) Ein Geschäftsführer handelt jedenfalls im Einklang mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Geschäftsmannes, wenn er sich bei einer unternehmerischen Entscheidung nicht von 
sachfremden Interessen leiten lässt und auf der Grundlage angemessener Information 
annehmen darf, zum Wohle der Gesellschaft zu handeln. 

(2) Geschäftsführer, die ihre Obliegenheiten verletzen, haften der Gesellschaft zur 
ungeteilten Hand für den daraus entstandenen Schaden. 

(…) 

Unter der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmanns versteht die Rechtsprechung die Sorgfalt, 
die Fähigkeiten und Kenntnisse, die von einem Geschäftsführer in dem betreffenden 
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Geschäftszweig und nach der Größe des Unternehmens üblicherweise erwarten werden können. 
Maßgeblich für die Beurteilung ist dabei der Zeitpunkt des Handelns (ex ante). 
 
In Abs 1a ist die sogenannte „Business Judgement Rule“ normiert. Ein Geschäftsführer haftet 
demnach nicht, wenn er 

- bei einer unternehmerischen Entscheidung innerhalb eines Ermessensspielraums, 
- frei von Sonderinteressen und sachfremden Einflüssen, 
- ex ante zum Wohle der Gesellschaft, 
- aufgrund angemessener Informationen 

entscheidet. 
 
In § 25 GmbHG selbst sind auch drei ausdrückliche Beispiele angeführt, in denen ein 
sorgfaltswidriges Verhalten des Geschäftsführers vorliegt: 

1. Verteilung von Gesellschaftsvermögen entgegen den Vorschriften des Gesetzes oder des 
Gesellschaftsvertrags (z.B. Stammeinlage/Nachschuss zurückgeben); 

2. Zahlungen nach dem Zeitpunkt, zu dem die Insolvenz anzumelden gewesen wäre; 
3. Schaden aus Rechtsgeschäften die der Geschäftsführer mit der Gesellschaft 

abgeschlossen hat, ohne vorher die Zustimmung der übrigen Geschäftsführer 
(Aufsichtsrat soweit einer besteht) eingeholt zu haben.  

 
Hingegen wird der Geschäftsführer von der Haftung frei, wenn er aufgrund (nicht 
rechtswidriger) Weisungen oder Beschlüsse der Gesellschafter handelt. In diesen Fällen kann 
die Gesellschaft keine Schadenersatzansprüche geltend machen. Durch einen 
Entlastungsbeschluss wird der Geschäftsführer von der Haftung frei. 
 
Dies gilt lediglich dann nicht, wenn die (vom Geschäftsführer zu leistende) Ersatzleistung zur 
Befriedigung von Gläubigern notwendig wäre.  
 
Es kann daher zu Haftungen kommen, wenn die Gesellschaft fachlich nicht einwandfrei geleitet  
oder das Unternehmenswohl missachtet wird. 
 
Neben den kaufmännischen Aufgaben werden dem Geschäftsführer durch das GmbHG und 
Sondergesetze auch zahlreiche „organisatorische Aufgaben“ auferlegt (Meldungen, Anzeigen, 
Eintragungen im Firmenbuch; Einberufung Gesellschafterversammlung für z.B. 
außerordentliche Geschäftsführungsmaßnahmen, Vorbereitung aber auch Einhaltung von 
Gesellschafterbeschlüssen u.v.a.). 
 
Es ist daher erforderlich, sich mit den Pflichten des Geschäftsführers, die im GmbHG enthalten 
sind vertraut zu machen, da jede Pflichtverletzung zu einer Haftung führen kann. 
 

2. Außenhaftung 
 

Gegenüber Dritten („Außenhaftung“) haftet der Geschäftsführer nur dann unmittelbar, wenn er 
vorsätzlich sittenwidrig schädigt, in absolut geschützte Rechtsgüter eingreift oder Schutzgesetze 
verletzt sowie in einigen gesondert geregelten Fällen.  
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Darüber hinaus bestehen Haftungstatbestände in Sondergesetzen, insbesondere im öffentlich-
rechtlichen Bereich. Die Haftung nach der Bundesabgabenordnung und dem ASVG werden im 
Folgenden näher behandelt: 

 

Abgabenrechtliche Haftung: 

Der Geschäftsführer haftet für Abgaben, die in Folge schuldhafter Verletzung seiner Pflichten bei 
der Gesellschaft nicht einbringlich gemacht werden können; § 9 BAO (Bundesabgabenordnung). 
 
Es handelt sich dabei um eine subsidiäre Haftung: Nur wenn die Abgabenschuld bei der GmbH 
nicht mehr einbringlich ist, kann der Geschäftsführer persönlich in Anspruch genommen werden  
 
Speziell in diesem Zusammenhang ist auf die oben genannten Überwachungs- und 
Organisationspflichten zu verweisen. Diese beschränken sich nicht nur auf die Kontrolle und 
Überwachung von Angestellten der GmbH. Auch bei beauftragten Wirtschaftstreuhändern oder 
Steuerberatern ist ein Mindestmaß an Kontrolle/Überwachung Teil der Sorgfaltspflicht des 
Geschäftsführers. Auch hier kann ihn ein Auswahlverschulden treffen. 
 
Im Fall einer Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft entsteht die Haftung des Geschäftsführers 
schon, wenn Steuerverbindlichkeiten gegenüber andere Verbindlichkeiten benachteiligt werden. 
Auf ein Verschulden an der Zahlungsfähigkeit etc. kommt es nicht an.  
 
Haftung nach dem ASVG 

Aufgrund des § 67 Abs. 10 ASVG haftet der Geschäftsführer für Beitragsschulden insoweit, als 
diese infolge schuldhafter Verletzung seiner Verpflichtungen bei der Gesellschaft nicht 
einbringlich gemacht werden können. 
 
 
3. Gesellschafter-Geschäftsführer / Trennungsprinzip 
 
Besonders bei Gesellschafter-Geschäftsführern muss das strenge Trennungsprinzip zwischen 
dem privaten Vermögen des Gesellschafters und jenem der GmbH beachtet werden. Daher ist 
auch streng zwischen Geschäften der Gesellschaft und Geschäften des Gesellschafters zu 
unterscheiden. 
 
Leistungen, die für den (Gesellschafter-)Geschäftsführer privat erbracht werden, dürfen nicht 
von der Gesellschaft bezahlt werden. Ein solcher Vorgang stellt strafrechtlich eine Untreue dar 
und führt zu einer Haftung des Geschäftsführers gegenüber der Gesellschaft.  
 
4. Abschließende Hinweise  
 

Vorsicht ist bei „Scheingeschäftsführer“-Konstruktionen geboten, bei denen Gesellschafter ohne 
formelle Vertretungsbefugnis für die Gesellschaft auftreten. Das GmbHG sieht eine strikte 
Trennung der Sphären der Gesellschaft und der Gesellschafter vor. Derartige Sphären-
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Durchbrechungen können eine Pflichtverletzung des Geschäftsführers darstellen und zu einer 
Haftung führen. 

 

Dieses Merkblatt dient lediglich der Information und kann eine anwaltliche Beratung im Einzelfall nicht 
ersetzen. Für Unrichtigkeiten und Unvollständigkeiten wird keine Haftung übernommen. 


